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Abréviations

SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
StromVG Stromversorgungsgesetz
TabPG Bundesgesetz über Tabakprodukte
GasVG Gasversorgungsgesetz

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

LApEl Loi sur l'approvisionnnement en électricité
LPTab Loi fédérale sur les produits du tabac
LApGaz Loi sur l’approvisionnement en gaz
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Chronique générale

Economie

Politique économique

Droit des sociétés

S'il reconnaît le principe fondamental de liberté du commerce, Benjamin Roduit (pdc,
VS) estime qu'une adaptation du code des obligations est indispensable afin de
redonner des moyens aux registres du commerce pour éviter des situations
intolérables. Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a estimé que la législation
actuelle était adéquate. La motion a été classée, faute d'avoir été traitée dans un délai
de deux années.

MOTION
DATE: 25.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastructure et environnement

Energie

Politique énergétique

In einer im März 2018 eingereichten Motion forderte Benjamin Roduit (cvp, VS), dass
der Bundesrat die Revisionsvorlage für das neue StromVG dem Parlament vorlegt und
sicherstellt, dass diese Revision im Stromsektor in Einklang mit der parallel laufenden
Gesetzesrevision im Gassektor (neues GasVG) steht. Der Motionär argumentierte, dass
es einen Trend hin zur Koppelung der Sektoren Strom, Gas und Wärme gebe und es
deshalb wichtig sei, die einzelnen Gesetzesprojekte in einem Gesamtüberblick zu
beleuchten. In seiner ablehnenden Stellungnahme konstatierte der Bundesrat, dass es
tatsächlich viele Interdependenzen zwischen dem Gas- und dem Strommarkt gebe und
die Vorlagen nicht unabhängig voneinander betrachtet werden dürften. Er stimmte
somit zwar der Forderung des Walliser Nationalrates zu, erachtete die Motion jedoch
als bereits erfüllt, da er diese Abhängigkeiten bereits erkannt und bei der Ausgestaltung
der beiden Gesetzesvorlagen entsprechend berücksichtigt habe. Da das Geschäft von
den Räten innert der Zweijahresfrist unbehandelt blieb, wurde es im Juni 2020
abgeschrieben. 1

MOTION
DATE: 19.06.2020
MARCO ACKERMANN

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Politique de la santé

Die SGK-NR forderte mittels Motion den obligatorischen Anschluss sämtlicher am
Behandlungsprozess beteiligter Gesundheitsfachpersonen an das elektronische
Patientendossier. Nachdem man im Dezember 2018 bei Ärztinnen und Ärzten von der
doppelten Freiwilligkeit abgewichen sei, gelte es nun, diesen Schritt auch bei den
restlichen Leistungserbringenden zu machen, um die Verbreitung des elektronischen
Patientendossiers im ambulanten Sektor voranzutreiben. Damit fand die Petition
«Digitalisierung und Gesundheitswesen» (Pet. 18.2005) der Jugendsession 2017
Aufnahme in die parlamentarische Beratung. 
Im September 2019 behandelte der Nationalrat den Vorstoss. Bea Heim (sp, SO) erklärte
für die Kommission, dass es sich bei der Einführung des elektronischen
Patientendossiers um ein «Schlüsselelement» für Qualität und Effizienz handle, mit
dem Verbesserungen an den Schnittstellen der unterschiedlichen
Versorgungsstrukturen vorgenommen werden könnten. Hinzu komme, dass der Einsatz
von Informations- und Kommunikationstechnologien im Gesundheitswesen weniger
weit fortgeschritten sei als in anderen Dienstleistungsbereichen, so der
französischsprachige Kommissionssprecher Benjamin Roduit (cvp, VS). Durch das
elektronische Patientendossier könnten gemäss Einschätzungen von Experten CHF 300
Mio. pro Jahr eingespart werden. Gesundheitsminister Berset sprach sich hingegen
gegen den Vorstoss aus. Man sei sich zwar darüber im Klaren, dass die doppelte
Freiwilligkeit negative Auswirkungen auf das elektronische Patientendossier im
ambulanten Sektor haben könne, trotzdem halte man an deren schrittweisen
Aufhebung fest. Schliesslich werde man sich im April 2020 nicht am Ende der

MOTION
DATE: 26.09.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Umsetzung des elektronischen Patientendossiers befinden, sondern erst am Anfang.
Man müsse im ambulanten Bereich zuerst experimentieren können, bevor man auf den
Vorstoss der Kommission eingehen könne. Der Bundesrat stiess mit diesen Worten
jedoch auf taube Ohren. Mit deutlichen 161 zu 12 Stimmen (bei 4 Enthaltungen)
stimmten mit Ausnahme der Grünen-Fraktion alle Fraktionen der Motion
grossmehrheitlich oder gar geschlossen zu. 2

Stupéfiants

In der Frühlingssession 2018 hatte der Ständerat die Motion Zanetti (sp, SO) zur
Einführung eines Experimentierartikels in das Betäubungsmittelgesetz, welcher die
Durchführung von wissenschaftlichen Studien zur regulierten Cannabis-Abgabe
ermöglichen sollte, stillschweigend angenommen. Im Anschluss daran befasste sich die
SGK-NR Mitte Mai 2018 mit dem Vorstoss. In ihrem Bericht erklärte sie, sie habe sich
dem Anliegen bereits in ihrer Kommissionsinitative (Pa.Iv. 18.402), welche im Januar
desselben Jahres beschlossen worden war, gewidmet. Die Mehrheit der Kommission sei
weiterhin der Meinung, dass seitens des Bundesrates Massnahmen getroffen werden
müssten, weil das vorherrschende Verbot nicht die gewünschte Wirkung erziele. Man
verspreche sich von den Studien eine hilfreiche Basis zur Entscheidungsfindung
bezüglich der künftigen Cannabisregulierung. Es zeigten sich allerdings nicht alle
Kommissionsmitglieder damit einverstanden. So warnte eine Minderheit vor einer
Bagatellisierung des Cannabiskonsums und einer «Liberalisierung durch die
Hintertüre». Schlussendlich beantragte die SGK-NR äusserst knapp mit 12 zu 11
Stimmen, die Motion anzunehmen. 
In der Sommersession 2018 kam das Geschäft in die grosse Kammer. Dort machte sich
unter anderem Regine Sauter (fdp, ZH) als Kommissionssprecherin für das Anliegen
stark. Sie betonte, dass das bestehende Verbot für Cannabis als Freizeitkonsum
ausserhalb des Experimentes nach wie vor gelte. Es bestehe Handlungsbedarf, denn
trotz Verbot bestünden Probleme wie der vorhandene Schwarzmarkt oder jugendliche
Cannabis-Konsumenten und Konsumentinnen. Auf der Gegenseite äusserte Benjamin
Roduit (cvp, VS) hingegen Bedenken gegenüber zahlreichen Studien, die sich
gegenseitig widersprächen, und wollte wissen, weshalb Studien wie diejenige der
Universität Bern notwendig seien, habe man doch bereits das Postulat Rechtsteiner (sp,
SG; Po. 17.4076) angenommen, welches zum Ziel hatte, die Perspektiven der
schweizerischen Drogenpolitik auf der Basis der vergangenen zehn Jahre für das
kommende Jahrzehnt aufzuzeigen. Angelo Barrile (sp, ZH) nahm sich dieser Frage an
und erklärte, dass das Postulat Rechsteiner eine Gesamtschau verlange. Bei der
aktuellen Motion gehe es allerdings um die konkrete Einführung eines Artikels als
rechtliche Grundlage für die Durchführung entsprechender Experimente, damit der
existierende Bedarf an Informationen gedeckt werden könne. Weitere kritische
Stimmen gab es aus der Fraktion der SVP. So zweifelte Verena Herzog (svp, TG) am
wissenschaftlichen Charakter der Untersuchungen und Mauro Tuena (svp, HZ) hob
hervor, dass das Stimmvolk anno 2008 die Aufweichung des Betäubungsmittelgesetzes
betreffend Cannabis mit 68 Prozent abgelehnt habe und es daher nicht akzeptabel sei,
dass National- und Ständerat diesen Entscheid auf indirekte Weise umgehen würden.
Zudem wollte Tuena von Bundesrat Berset wissen, ob er dem Rat versichern könne,
dass die Versuche mit Cannabis nicht ausgeweitet würden. Alain Berset erwiderte
darauf, dass die Studien einen wissenschaftlichen Zweck und eine wissenschaftliche
Qualität haben sowie zeitlich und räumlich beschränkt sein müssten. Es sei allerdings
nicht die Aufgabe der Politik zu definieren, was wissenschaftlich gültig sei und was
nicht. Vielmehr müsse man sich dafür an den Kriterien, welche für die Wissenschaft auf
internationaler Ebene gelten, orientieren. Des Weiteren wiederholte der Bundesrat
während der Debatte, dass es nicht um die Entkriminalisierung von Cannabis gehe,
sondern darum, Massnahmen zu definieren, wie man am besten mit dem Konsum der
Droge umgehe und ihn einschränken könne. Schliesslich hätten in der Schweiz fast ein
Drittel der Bevölkerung bereits einmal Cannabis probiert und mehr als 200'000
Bürgerinnen und Bürger würden es regelmässig konsumieren. Obwohl über hundert
Nationalrätinnen und Nationalräte im Vorfeld eine von vier Motionen (Mo. 17.4111; Mo.
17.4112; Mo. 17.4113, Mo. 17.4114), die identisch zur Motion Zanetti sind, unterschrieben
hatten, wurde der Vorstoss mit 96 zu 93 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) versenkt.
Verantwortlich für die Ablehnung war das mehrheitliche Nein der SVP- und CVP-
Fraktionen wie auch das Umschwenken einiger Politiker und Politikerinnen. 3

MOTION
DATE: 11.06.2018
JOËLLE SCHNEUWLY
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In der Sondersession Ende Oktober 2020 war es am Nationalrat, eine Motion der SGK-
SR zur Besteuerung von E-Zigaretten zu beraten. Dabei hatte er über eine von der SGK-
NR geforderte Erweiterung des Motionstexts zu befinden. In dieser Ergänzung ging es
darum, die Besteuerungsbestimmungen von elektronischen Zigaretten nicht vor der
Verabschiedung des TabPG (BRG 15.075) in Kraft zu setzen. Dem Zusatz liege die
Überlegung zugrunde, dass mehrere der vorliegenden Besteuerungsvarianten auf einem
Vergleich von Risiko-, Mengen- und Preiskriterien mit herkömmlichen Zigaretten
beruhten, weshalb das Anliegen der Motion nicht unabhängig betrachtet werden könne,
sondern die Bestimmungen des künftigen TabPG beachtet werden müssten, erklärte
Verena Herzog (svp, TG) für die Kommission. Benjamin Roduit (cvp, VS), der die
Ergänzung ursprünglich in die Kommission eingebracht hatte, machte darauf
aufmerksam, dass E-Zigaretten – deren Ungefährlichkeit keinesfalls unumstritten sei –
gerade bei Jugendlichen als Einsteigerprodukt ins Rauchen diene. Folglich sei es
wichtig, wirksame Präventionsmassnahmen gegen dieses Sprungbrett zu ergreifen. Weil
Kosten für junge Menschen häufig einen entscheidenden Faktor darstellten, setze die
Motion dort an. Mit 126 Stimmen zu 42 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) sprach sich die
grosse Kammer für den Kommissionsantrag und gegen einen Antrag von Andreas
Glarner (svp, AG) aus, der kritisierte, dass es in der Motion nicht um die Prävention,
sondern um die Kompensation der durch den Umstieg auf E-Zigaretten wegfallenden
Tabaksteuern gehe. Er lehne jedoch «[s]ämtliche neuen Steuern, Gebühren und
Abgaben» ab und beantragte daher die Ablehnung der Motion. 4

MOTION
DATE: 30.10.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Assurances sociales

Prévoyance privée

Nachdem der Ständerat in der Herbstsession 2019 die Motion Ettlin (cvp, OW)
angenommen und sich damit dafür ausgesprochen hatte, dass zukünftig der Einkauf in
die Säule 3a alle fünf Jahre für einen limitierten Einkaufsbetrag nachgeholt werden
kann, setzte sich in der Sommersession 2020 die grosse Kammer mit derselben Motion
auseinander. Regine Sauter (fdp, ZH) erklärte, dass die Kommissionsmehrheit dafür
sorgen wolle, dass möglichst viele Personen die Säule 3a für ihre eigenverantwortliche
Altersvorsorge nutzen könnten; auch jene, denen in jüngeren Jahren die
entsprechenden Ressourcen gefehlt hätten. Mit 13 zu 10 Stimmen habe sich die
Kommission entsprechend für Annahme der Motion ausgesprochen. Der zweite
Kommissionssprecher Roduit (cvp, VS) verwies zudem darauf, dass insbesondere
Frauen aufgrund einer Schwangerschaft entsprechende Lücken bei der dritten Säule
aufwiesen, die nun neu eben gefüllt werden könnten. Zudem betonte er, dass zwei
Drittel der Befragten in einer Umfrage des Forschungsinstituts Sotomo eine
entsprechende Möglichkeit befürwortet hatten. Demgegenüber konterte
Minderheitensprecherin Mattea Meyer (sp, ZH), dass die dritte Säule heute lediglich zur
Steueroptimierung diene und «sehr wenig mit der Altersvorsorge an sich zu tun» habe;
wer wolle, könne sich für eine Aufbesserung der Altersvorsorge bereits heute in die
zweite Säule einkaufen. Zudem verwies sie auf das beträchtliche
Steueroptimierungspotenzial durch die Vorlage: Eine Person mit steuerbarem
Einkommen von CHF 150'000 könne alle fünf Jahre CHF 12'510 an Steuern sparen.
Schliesslich müsste ein entsprechendes Register geschaffen werden, um den Überblick
über die Abzüge zu behalten, was zu grossem bürokratischen Aufwand führe, sofern
man – wie sie hoffe – nicht auf Selbstdeklaration setzen wolle. Ähnlich argumentierte in
der Folge auch Gesundheitsminister Berset, der den Rat im Namen des Bundesrats zur
Ablehnung der Motion aufforderte. Mit 112 zu 70 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahm der
Nationalrat die Motion jedoch an; neben der SP- und der Grünen Fraktion sprachen
sich 7 Mitglieder der GLP-Fraktion für eine Ablehnung aus. 5

MOTION
DATE: 02.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

1) Mo. 18.3336
2) AB NR, 2019, S. 1897 f.
3) AB NR, 2018, S. 926 ff.; Bericht SGK-NR vom 16.5.18; CdT, TA, TG, 12.6.18; NZZ, 13.6.18; LT, TA, 14.6.18; SGT, 16.6.18
4) AB NR, 2020, S. 2047 ff.; Bericht SGK-NR vom 21.2.20; Medienmitteilung SGK-NR vom 21.2.20
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